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Suhartos langer Arm in der BRD

Fast dreißig Jahre lang überwachte und bedrohte die indonesische Regierung unter Suharto ihre in
Deutschland Studierenden – mit der Folge, dass viele sich wehrten und politisch aktiv wurden. West-
Berlin 1982. © Ato Sulaiman

Indonesien: Indonesische Studierende wurden in Deutschland von der eigenen Regierung überwacht
und bedroht. Handelte es sich um Einzelfälle oder systematisches Vorgehen? Wie reagierte die
Bundesregierung? Fragen wie diesen geht das lesenswerte Buch „Zwischen Repression und
Opposition“ nach.

„Die Bundesregierung sollte nicht dulden, dass auf ihrem Gebiet totalitäre Ansprüche ausländischer



Regierungen verwirklicht werden können“, mit diesem Satz endet 1967 ein Artikel in der Freiburger
Studentenzeitung, in dem berichtet wird, dass die indonesische Regierung unter Suharto
indonesische Studierende in Deutschland überwacht, drangsaliert und bedroht.

Wie genau sahen diese Repressionen aus? Geschahen sie zeitlich und örtlich begrenzt? Wie hat die
Bundesregierung reagiert? Wie die deutsche Öffentlichkeit? Und wie gingen die Studierenden damit
um? Diese Fragen stellte sich die Lehramtsanwärterin Irina Grimm als sie den Artikel Jahrzehnte
später las. Für ihre Abschlussarbeit ging sie auf die Suche nach Antworten. Sie hat Quellen
recherchiert, Dokumente zusammengetragen, mit Zeitzeugen gesprochen und alles stringent und
sehr gut lesbar aufgeschrieben. Zwischen Repression und Opposition. Indonesische Studierende in
der Bundesrepublik (1965-1998) bringt Licht in ein dunkles und bisher unerforschtes Kapitel
indonesischer Zeitgeschichte.



Buchcover “Zwischen Repression und Opposition. Indonesische
Studierende in der Bundesrepublik (1965-1998)” © regiospectra Verlag

In einem ersten Kapitel geht die Autorin kurz auf die politische Situation in Indonesien nach 1945
ein. Zentral sind dabei der Putschversuch von 1965, die darauf folgenden anti-kommunistischen
Massaker sowie die Machtergreifung von General Suharto, dessen Politik der Neuen Ordnung eine
wirtschaftliche Öffnung des Landes für westliche Unternehmen vorsah. Grimm schreibt dazu:
„Suhartos Regentschaft zeichnete vor allem ein straffer anti-kommunistischer Kurs aus, der vom
Westen wohlwollend gesehen und gleichzeitig gefördert wurde.“

Westdeutschland als beliebter Studienort
In den Folgejahren zog es viele Studierende aus Indonesien an westdeutsche Universitäten: 905
waren es im Wintersemester 1967/68, in den folgenden zehn Jahren stieg ihre Zahl auf über 3.400
an. Westdeutschland war beliebt unter indonesischen Studierenden, die es ins Ausland zog: Rund 38
Prozent der im Ausland studierenden Indonesier*innen entscheiden sich Ende der 1970er für ein
Studium in der BRD. Die meisten traten der Vereinigung Indonesischer Studierender (PPI) bei, die
bereits 1956 gegründet worden war. In ihr fand man Anschluss und unterstützte sich in der Fremde.
Obwohl die Vereinigung von Anfang an als regierungsnah galt, war die Mitgliedschaft zunächst
freiwillig. Nach der Machtergreifung Suhartos wurde sie Pflicht und die PPI in den Folgejahren zum
Instrument des staatlichen Anti-Kommunismus.

So mussten die Studierenden Ende 1966 in Deutschland ein patriotisches und anti-kommunistisches
Gelöbnis auf den indonesischen Staat ablegen, in dem sie auch versprachen, „diejenigen, die sich
gegen die ‚Neue Ordnung‘ stellen, tatkräftig zu verurteilen und zu liquidieren“. Grimm nimmt an,
dass diese Aufforderung „auch den Boden der BRD mit einschloss“ und sieht bewiesen, „dass die
indonesische Regierung ihre im Ausland studierenden Landsleute zur Verfolgung kommunistischer
und oppositioneller Gruppen im Ausland, insbesondere in der Bundesrepublik in den Jahren 1966
und 1967 aufrief“.

Beipflichten, verdächtigen, denunzieren
Aber damit nicht genug. Beaufsichtigt von Mitarbeiter*innen des indonesischen Außenministeriums
mussten die Studierenden – wie alle im Ausland lebenden Indonesier*innen – einen umfangreichen
Fragebogen ausfüllen. Er diente nicht nur dazu, die Studierenden politisch zu durchleuchten, sie
wurden auch aufgefordert, diverse Verdächtigungen zu äußern und Andersdenkende zu
denunzieren. In geschlossenen Fragen wurden außerdem eine eindeutige Stellungnahme zu den
Geschehnissen von 1965 sowie eine Beurteilung der in diesem Zusammenhang verhängten
Todesurteile gegen (vermeintliche) Kommunisten/Putschisten verlangt.

Eine Übersetzung des Fragebogens ist im Anhang des Buches abgedruckt. Beim Lesen der rund 40
Fragen schaudert es einen auch jetzt noch. Nicht auszudenken, in welcher Zwickmühle sich die
jungen Menschen damals befanden: sich fügen und in Ruhe studieren oder sich weigern und die
Konsequenzen tragen? Diese wurden deutlich angedroht: Wer sich widersetzt, dem wird der
Reisepass nur noch kurz oder gar nicht mehr verlängert. Dank derjenigen, die sich weigerten und
die Dokumente sofort weitergaben, erfuhr die Öffentlichkeit schnell von den Repressionen. Schon
Anfang 1967 druckten die wus nachrichten des World University Service das Gelöbnis samt
Fragebogen in deutscher Übersetzung ab. Wenig später berichteten auch der Stern und die Zeit.
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Indonesische Studierende demonstrieren in West-Berlin 1982. © Ato Sulaiman

Studentische Solidarität und staatliche Gleichgültigkeit
Deutsche Kommilitonen*innen und ihre Medien solidarisierten sich mit den indonesischen
Studierenden. Sie forderten die Bundesregierung auf, „die illegalen Handlungen der indonesischen
Botschaft“ zu unterbinden. Doch diese verwies auf „die freundschaftlichen Verhältnisse zur Republik
Indonesien“ und darauf, dass indonesische Diplomaten bei einer Unterredung im Auswärtigen Amt
erklärte hätten, zukünftige Befragungen zu unterlassen. Eine öffentliche Verurteilung gab es nicht.
Grimm bezeichnet die Reaktion als „politisches Armutszeugnis“ und nimmt an, „dass die
Bundesregierung ihre guten Beziehungen, besonders wirtschaftlicher Art (…) nicht gefährden
wollte“. Außerdem – doch das erwähnt die Autorin nicht explizit – war der antikommunistische Kurs,
für den Suharto stand und von dem die BRD wirtschaftlich profitierte, zu dieser Zeit ohnehin der
herrschende Zeitgeist im Westen.

Politischer Aktivismus entsteht
Im zweiten Teil des Buches berichtet die Autorin, wie in den 1970er Jahren in Deutschland eine
Bewegung gegen das Regime Suharto entstand. Ein wichtiger Zeitzeuge ist Pipit Rochijat, der später
die NGO Watch Indonesia! gründete. Auf seinen Aussagen und Dokumenten – die Pipit auch selbst
unter dem Titel Dokumen Berlin auf Indonesisch veröffentlicht hat – basiert der größte Teil von
Grimms Recherche zu diesem Zeitabschnitt. Als politisch unbedarfter Student kam Pipit 1971 nach
West-Berlin und wurde sukzessive zum Oppositionellen.

Grimm zeichnet nach, wie sich unter den indonesischen Studierenden in Deutschland der politische
Aktivismus formte, Vorreiter waren dabei Studierende der West-Berliner PPI. Ein „erstes Zeichen
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einer Opposition“ sieht Grimm in der Weigerung einiger, 1977 an der Gedenkfeier zum „Tag des
Pancasila-Sieges“ teilzunehmen – einen Feiertag, den Suharto eingeführt hatte, um an die
Niederlage der kommunistischen Partei PKI von 1965 zu erinnern. In den Folgejahren gewann der
politische Aktivismus der West-Berliner PPI-Mitglieder an Fahrt – vor allem durch verschiedene neu
gegründete kritische Zeitschriften, in denen sie als Redakteur*innen tätig waren und „konstant
kritisch gegenüber der indonesischen Regierung“.

Die Repressionen seitens der indonesischen Regierung gingen bis zum Ende der Suharto-Zeit auf
vielfältige Weise weiter – wie zum Beispiel „ein landesweites Programm der politischen
Indoktrination“, das Ende der 1970er Jahre begann und offiziell P4 genannt wurde. Auch die in
Deutschland studierenden Indonesier*innen mussten diese zweiwöchigen Seminare besuchen, die
der „Niederschlagung der Opposition“ dienten.

Irina Grimm beschreibt die Ereignisse klar nachvollziehbar und so eindrücklich, dass man sogar die
Fußnoten mit Interesse liest. Die nehmen – wie es sich für eine ordentliche wissenschaftliche Arbeit
gehört – gern auch mal eine halbe Seite ein, tragen aber meist wissenswerte Details zur Geschichte
bei. Das alles macht das Buch zu einem spannenden Dokument indonesischer – und zugleich auch
deutscher – Zeitgeschichte.

Rezension zu: Irina Grimm. Zwischen Repression und Opposition. Indonesische Studierende in der
Bundesrepublik (1965-1998). regiospectra, 2019, 150 Seiten, 19,90 Euro.
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